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Einigung im Atom-Streit mit Iran 
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 Seit 1979 haben die USA zusammen mit ihren Verbündeten ein in der Geschichte beispiello- ses  

Netz aus Energie-, Finanz- und Menschenrechtssanktionen gegen den Iran geknüpft. Aber erst 

jetzt könnten diese Wirtschaftssanktionen zum angestrebten politischen Erfolg ge- führt haben. 

 Durch die Wiener Vereinbarungen in dieser Woche sollen als erstes die Wirtschaftssanktio- nen 

aufgehoben werden, die den Zugang zu den Öl- und Finanzmärkten blockieren und die gesamte 

iranische Wirtschaft lähmen. 

 Da die gesamte Region geopolitisch instabil ist, dürfte der Iran auch in den nächsten Jah- ren kein 

Land für sichere Investitionen sein. 

 

Wenn der umfassende gemeinsame Aktionsplan 

des Wiener Abkommens zwischen den fünf UN-

Vetomächten plus Deutschland und dem Iran 

über die Begrenzung und inter- nationale Kon-

trolle des iranischen Atomprogramms wirklich 

umgesetzt wird, dann dürfte es sich um einen 

der wenigen Fälle handeln, in welchem Wirt-

schaftssanktionen maßgeblich dazu beigetragen 

haben könnten, die Lösung eines politischen 

Konflikts herbeizuführen. Der iranische Präsi-

dent Hassan Ruhani wurde vor zwei Jahren vor 

allem wegen seines Versprechens gewählt, die 

wirtschaftliche Isolation seines Landes zu been-

den. Große Teile der iranischen Bevölkerung 

leiden seit Jahren enorm unter den Sanktionen. 

 

Seit 1979 haben die USA zusammen mit ihren 

Verbündeten ein in der Geschichte beispielloses 

Netz aus Energie-, Finanz- und Menschenrechts-

sanktionen (letztere sind personenspezifische 

Einreiseverbote und Vermögenseinfrierungen) 

gegen den Iran geknüpft. Die Obama-

Administration wendete seit 2010 die US-

Sanktionsgesetze so konsequent an wie keine 

US-Regierung zuvor. Es wurden neun Exekutiv-

verordnungen erlassen, allein sechs zwischen 

2011 und 2012, davon fünf im Jahr 2012. An-

fangs sollten sogenannte intelligente Sanktio-

nen die iranische Zivilbevölkerung schonen und 

ausschließlich die Elite des Regimes treffen. Die 

ab 2010 verhängten US-Sanktionen waren hin-

gegen auf die Destabilisierung der gesamten 

iranischen Wirtschaft ausgelegt. Die Hauptan-

griffsfläche bildete und bildet noch die Abhän-

gigkeit Irans von den Einnahmen aus dem Ölge-

schäft. Der erzeugte Leidensdruck der Bevölke-

rung hat vor zwei Jahren zur Wahl von Präsident 

Ruhani geführt. 
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Seit dem Amtsantritt von Präsident Obama 

wurde insbesondere der Iran Sanctions Act of 

1996 konsequent umgesetzt. Nach dem Iran 

Sanctions Act können alle Geschäftsbeziehun-

gen mit iranischen Unternehmen wie die Natio-

nal Iranian Oil Company, die National Iranian 

Tanker Company und deren Tochtergesellschaf-

ten bestraft werden, d.h., daß auch ausländi-

sche Unternehmen genötigt wurden und wer-

den, ihre Geschäftsbeziehungen mit dem Iran 

abzubrechen, weil sonst Strafmaßnahmen wie 

der Verlust des Zugangs zum US-Markt drohen. 

Durch den National Defense Authorization Act 

for Fiscal Year 2012 wurden sogar Sanktionen 

gegen ausländische Finanzinstitutionen erlas-

sen, die in iranische Ölexporte und deren Ab-

wicklung eingebunden sind. So kann die Eröff- 

nung eines Kontos in den USA verboten oder 

der Zugang zu einem bestehenden Konto unter-

sagt werden. Mit dem Comprehensive Iran 

Sanctions, Accountability, and Divestment Act 

of 2010 wurden umfangreiche Finanzsanktionen 

mit dem Ziel verabschiedet, Iran vom internati-

onalen Finanzmarkt zu isolieren. Und bereits 

seit 2008 ist es ausländischen Finanzinstituten 

untersagt, Geldtransaktionen stellvertretend für 

iranische Banken vorzunehmen. Im November 

2011 sind die Regeln dahingehend verschärft 

worden, daß alle Geschäfte mit Irans Finanzsek-

tor, inklusive der Zentralbank, als sanktionswür-

dig zu gelten haben. Der Iran wurde so vom 

globalen Bankensystem weitgehend ausge-

schlossen und isoliert. Um alternative Zahlungs-

abwicklungen zu verhindern, wurde seit dem 1. 

Juli 2013 sogar jegliche Goldtransaktion mit Iran 

als sanktionswürdig eingestuft. 

 

Durch die Wiener Vereinbarungen in dieser 

Woche sollen als erstes die Wirtschaftssanktio-

nen aufgehoben werden, die den Zugang zu den 

Öl- und Finanzmärkten blockieren und die ge-

samte iranische Wirtschaft lähmen. Vorausset-

zung dafür ist die Bestätigung durch die Interna-

tionale Atomenergiebehörde (IAEA), daß der 

Iran seine Verpflichtungen erfüllt hat, die lau-

ten: 

 

 Der Iran verringert die Anzahl der Zentrifu-

gen, mit denen Uran angereichert wird, um 

ein Drittel. 95 Prozent des bereits angerei-

cherten Urans werden verdünnt oder außer 

Landes gebracht. 

 Der Iran erlaubt u.a. kurzfristig angekündig-

te Kontrollen durch die IAEA. Die IAEA kann 

alle verdächtigen Orte einschließlich Mili-

tärgelände inspizieren. 

 Der Iran verpflichtet sich, seine Forschung 

zur Urananreicherung und seine Anreiche-

rungstechnologie nur stark eingeschränkt 

weiterzuentwickeln, wodurch sichergestellt 

werden soll, daß nach Ablauf von zehn Jah-

ren der Iran die Urananreicherung nicht 

sprunghaft steigern kann. 

 Der Atomreaktor Arak wird so umgebaut, 

daß er nicht zur Produktion von waffenfähi-

gem Plutonium genutzt werden kann. Der 

derzeitige Reaktorkern wird ausgebaut und 

außer Landes geschafft. Neue Schwerwas-

serreaktoren werden nicht gebaut. 

 Der Iran muß der IAEA bis Dezember 2015 

alle Fragen zu früheren militärischen Nukle-

arprogrammen beantworten. 

 

Bei Nichterfüllung dieser Verpflichtungen sollen 

die Sanktionen sofort wiedereingesetzt werden. 

 

Noch ist die Wiener Vereinbarung aber nicht 

ratifiziert. Sowohl Hassan Ruhani als auch Ba-

rack Obama rechnen mit Widerständen im ei-

genen Land. Der US-Kongreß hat 60 Tage Zeit, 

um die Vereinbarung abzulehnen. Gegen eine 

etwaige Ablehnung hat Obama bereits sein Veto 

angekündigt, das nur durch jeweils eine Zwei-

drittelmehrheit in beiden Häusern des Kongres-

ses überstimmt werden kann. 
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Aber selbst wenn die Wiener Vereinbarung, die 

auf über zehn Jahre angelegt ist, von allen Sei-

ten ratifiziert werden sollte, ist fraglich, ob sie 

über einen derart langen Zeitraum vom Iran 

eingehalten wird. Insbesondere Israel befürch-

tet, daß durch die Aufhebung der Sanktionen, 

die auch eine Freigabe von 100 Milliarden Dollar 

beinhaltet, die auf ausländischen Konten einge-

froren sind, dem Iran die finanziellen Möglich-

keiten gegeben werden, sein Atomprogramm 

auszubauen und seine erklärte Absicht, Israel zu 

vernichten, verstärkt verfolgen zu können. 

 

Die Wiener Vereinbarungen dürften nicht nur 

die geopolitische Machtkonstellation im Nahen 

Osten verändern. Iran ist aufgrund seines Öl-

reichtums ein gefragter Wirtschaftspartner. Der 

deutsche Bundeswirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel fliegt bereits am Sonntag mit einer De-

legation in den Iran. Die deutsche Wirtschaft 

hofft auf milliardenhohe Geschäfte. Deutsch-

land war früher einer der wichtigsten Handels-

partner des Irans. Aber im Jahr 2009 löste China 

Deutschland als wichtigsten Handelspartner ab. 

 

Der deutsche BDI-Präsident Ulrich Grillo betont, 

daß die notwendige Modernisierung der irani-

schen Ölindustrie dem deutschen Maschinen- 

und Anlagebau große Marktchancen eröffne. 

Auch der Automobilbau, die chemische Indust-

rie, die Gesundheitswirtschaft sowie der Ausbau 

erneuerbarer Energien böten der deutschen 

Industrie viele Möglichkeiten. 

 

Im Iran liegen nach Schätzungen 10 Prozent der 

weltweiten Ölreserven. Da die Ölförderung auf-

grund der Sanktionen in den letzten Jahren 

enorm gedrosselt werden mußte, besteht bei 

Rohölförderanlagen ein großer Innovations- und 

Erneuerungsbedarf. Wenn die Handelsschran-

ken fallen sollten, dürften aus diesem Bereich 

die ersten großen Aufträge und Investitionsvor-

haben kommen. 

 

Es stellt sich jedoch die Frage, wie sicher diese 

Investitionen und wie dauerhaft derartige Auf-

träge sein werden. Die Wiener Vereinbarung 

sieht eine sofortige Wiedereinsetzung der Wirt-

schaftssanktionen vor, wenn Iran seine Ver-

pflichtungen zur Begrenzung und Kontrolle sei-

nes Atomprogramms nicht einhält. Da die ge-

samte Region geopolitisch instabil ist, könnte 

jederzeit eine Situation eintreten, in der eine 

iranische Regierung eine Kursänderung an-

strebt, um die Atombombe zu erlangen. 

 

Grafik 1: Deutsche Exporte in den Iran und deutsche Importe aus dem Iran in Millionen Dollar 

 

Quelle: Thomson Reuters 
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Der traditionelle erdölexportierende Gegenspie-

ler in der Region, Saudi-Arabien, könnte in den 

nächsten Jahren ebenso zum Failing State wer-

den wie Syrien, der Jemen und der Irak. Und der 

Iran hat in der Wiener Vereinbarung nicht zuge-

sichert, die israelfeindlichen Terrororganisatio-

nen Hamas und Hisbollah nicht mehr zu unter-

stützen. Ob sich Israel auf verbalen Protest ge-

gen das Wiener Abkommen beschränken oder 

ob es durch offene oder verdeckte Aktionen im 

Iran einen vermuteten Weiterbau an der Atom-

bombe be- oder verhindern wird, ist nicht aus-

zuschließen. Darüber hinaus beteiligt sich der 

Iran über schiitische Milizen im Irak am Kampf 

gegen den IS. Sollte der IS die Möglichkeit erhal-

ten, vom Irak aus die Grenze zum Iran zu über-

schreiten, wird er das tun. 

 

Insgesamt dürfte der Iran auch in den nächsten 

Jahren kein sicheres Land für Investitionen sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Grafik 2: Iranische Ölproduktion in Tausend-Barrel pro Tag 

 

Quelle: Thompson Reuters 
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